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Zusammenfassung der Sitzungen

vom 18. September und 3. Oktober 2003

Anlässlich ihrer Sitzungen vom 18. September und 3. Oktober 2003 in Villars-sur-Glâne hat die Kommission 3 die Art. 57 bis 70 und 72 bis 94 überprüft, dies unter Berücksichtigung der Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens.

Eine ziemlich oft geäusserte Kritik bemängelte den zu hohen Detaillierungsgrad des Kapitels über die Staatsaufgaben. Die Kommission wollte dieser Position Rechnung tragen und schlägt dem Plenum die Streichung einer Reihe von Artikeln oder Teilen davon vor, insbesondere Art. 57 Abs. 2 und 3, Art. 58 Abs. 2, Art. 60 Abs. 1, Art. 68, Art. 80 Abs. 2 und Art. 86 Abs. 2 und 3. Eine Minderheit spricht sich oft gegen diese Streichungen aus, während andere Kommissionsmitglieder weiter gehen und auch Art. 66 Abs. 2 streichen möchten.
Die Mehrheit der Kommission unterstützt die Beibehaltung des Beschwerderechts gegen abweisende Einbürgerungsentscheide. Eine Minderheit spricht sich dagegen aus und möchte zudem die Erhebung der Verwaltungsgebühren beibehalten (Art. 77 Abs. 2 und 3).
Die Kommission hat sich auch mit formalen Aspekten des Texts befasst und schlägt an verschiedenen Stellen eine vollständige oder teilweise Neuformulierung vor. Sie schlägt beispielsweise bei Art. 65 folgenden Wortlaut vor: «1 Staat und Gemeinden schützen und unterstützen die Familien in ihrer Vielfalt. 2 Der Staat betreibt eine umfassende Familien​politik. Er schafft Rahmenbedingungen, welche es ermöglichen, Arbeits- und Familienleben in Einklang zu bringen.»

Ausserdem hat sie sich mit dem Inhalt verschiedener Bestimmungen befasst:
-
Die Mehrheit der Kommission schlägt vor, den Begriff «tragbare Bedingungen» für den Zugang zu Wohnraum zu streichen (Art. 62);

-
Sie spricht sich für ein erstes fakultatives Kindergartenjahr, gefolgt von einem obligato​rischen Jahr, aus (Art. 69);
-
Unter Berücksichtigung der reichlichen Kritik aus den angesprochenen Kreisen, schla​gen die Verfassungsrätinnen und -räte vor, den anerkannten Kirchen das Recht, im Rah​men der obligatorischen Schule Religionsunterricht zu erteilen, zuzugestehen (Art. 75);

-
Art. 92, wie er im Vorentwurf steht, ist ebenfalls auf viel Unsicherheit gestossen. Die Kommission begreift diese Zweifel und schlägt vor, Abs. 3 wie folgt zu ändern: «Die infol​ge dieser Situationen entstandenen Verluste sind in den folgenden Jahren auszuglei​chen».
Unter den Neuerungen schlägt die Mehrheit der Kommission die Unterstützung der Alter​nativmedizin in Art. 76 vor. Schliesslich unterstützt eine Minderheit einen neuen Artikel, der vorsieht, 0,5% des Steuerertrags für die humanitäre Hilfe zu verwenden.
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